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Grußwort der Landrätin 

zum Jahreswechsel 
 

Liebe Bürgerinnen und Bürger, 
 
wenn ich auf das Jahr 2025 zurückblicke, erfüllt mich dieses Jahr mit großer Dankbarkeit und echter 
Freude. Gemeinsam haben wir viel erreicht und weiterentwickelt. Unser Landkreis Kitzingen steht 
heute so stabil, lebendig und zukunftsorientiert da wie selten zuvor. Diese positive Entwicklung ist 
kein Zufall, sondern das Ergebnis von Mut, Weitsicht und dem spürbaren Miteinander, das uns hier 
auszeichnet. 
 
Auch die Teams am Landratsamt, im Job-Center, am Kreisbauhof, am Wertstoffhof und im 
Kompostwerk haben wieder täglich daran gearbeitet, um mit neuen Projekten und Dienstleistungen 
Ihre Lebensqualität, liebe Bürgerinnen und Bürger, weiter zu verbessern. 
 
Die finanzielle Lage unseres Landkreises bildet dabei eine wichtige Grundlage. Mit einer der 
niedrigsten Kreisumlagen in Bayern und einer sehr überschaubaren Verschuldung haben wir uns auch 
2025 verlässlich aufgestellt. Diese solide Situation erlaubt uns, in zentrale Bereiche zu investieren, 
ohne zukünftige Generationen zu belasten. Bildung, Gesundheit, Mobilität, Klimaschutz und die 
soziale Daseinsvorsorge sind Bereiche, die in diesem Jahr besonderen Rückenwind erhalten haben. 
 
Besonders deutlich wurde das im Gesundheitsbereich. Die Modernisierung der Klinik Kitzinger Land 
gehört zu den größten und aussichtsreichsten Projekten unserer Region. Der neue Operationstrakt 
und der Linksherzkathetermessplatz stehen bereits zur Verfügung und verbessern die medizinische 
Versorgung unmittelbar. Der Neubau der Kreißsäle und des Labors nähert sich dem Abschluss, was 
insbesondere werdenden Eltern und den Mitarbeitern der Klinik zugutekommt. Gleichzeitig wurde 
der Bereich Prävention weiter gestärkt. Informations- und Mitmachangebote, 
Reanimationsschulungen, Gesundheitskampagnen und viele engagierte Menschen zeigen, wie 
wichtig Vorsorge ist und wie gut sie angenommen wird. 
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Auch im Bereich Mobilität, Verkehr und Infrastruktur haben wir wichtige Fortschritte erzielt. Der 
erste Abschnitt der Sanierung der Schwanbergstraße ist abgeschlossen. Diese Straße ist nicht nur eine 
Verbindung zwischen Gemeinden, sondern ein Zugang zu Natur, Erholung und Kultur. Bis 2029 
werden wir das gesamte Projekt fertigstellen, und schon jetzt ist spürbar, wie sehr die Qualität der 
Strecke profitiert. 
Mit dem Verkehrsverbund Mainfranken ist ein modernes, gut organisiertes und benutzerfreundliches 
Angebot entstanden, das das Bus- und Bahnfahren deutlich erleichtert. Vereinheitlichte Strukturen 
und engere Taktungen bedeuten Komfort, Verlässlichkeit und eine echte Alternative im Alltag. 
„Callheinz“, unser flexibles Angebot auf Anruf, erfreut sich weiterhin großer Beliebtheit und ist 
besonders in den östlichen Landkreisgebieten zu einem geschätzten Mobilitätsbaustein geworden. 
Darüber hinaus haben wir mit der Mainschleifenbahn, die sich in der Entwurfs- und 
Genehmigungsphase befindet, einen weiteren wichtigen Meilenstein in Richtung zukunftsfähige 
Mobilität gesetzt. 
 
Wirtschaft, Wissenschaft und Innovation konnten wir ebenfalls gezielt stärken. Mit einer neuen 
Stiftungsprofessur am Technologietransferzentrum und der Erweiterung der Labor- und 
Institutsflächen schaffen wir hervorragende Voraussetzungen für die Entwicklung neuer Ideen. 
Forschung und angewandte Wissenschaft erhalten damit Impulse, von denen nicht nur Studierende 
und Fachkräfte profitieren, sondern insbesondere heimische Betriebe. Dieser enge Austausch 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft fördert Innovationen und steigert die Attraktivität unseres 
Standorts. 
 
Ein besonders erfreuliches Projekt ist die Unterstützung der brachfallenden Weinberge, ein Thema, 
das nicht nur unsere Kultur- und Landschaftsgeschichte berührt, sondern auch die ökologische 
Qualität unserer Region. Der Landschaftspflegeverband bereitet gemeinsam mit Fachleuten und 
Eigentümerinnen und Eigentümern Pflegekonzepte vor. Ziel ist es, Bewirtschaftung und Natur in 
Einklang zu bringen und gleichzeitig wertvolle Lebensräume aufzuwerten. 
 
Der Bildungsbereich bleibt ein zentraler Schwerpunkt unserer Arbeit. Die Sanierung der Berufsschule 
verläuft planmäßig und im vorgesehenen finanziellen Rahmen. Sobald die Arbeiten abgeschlossen 
sind, werden dort hervorragende Lern- und Arbeitsbedingungen herrschen. Mit dem neuen 
Schulavatar haben wir außerdem ein Angebot geschaffen, das Schülerinnen und Schülern trotz 
gesundheitlicher Einschränkungen die Teilnahme am Unterricht ermöglicht und die 
Chancengleichheit weiter fördert. Unsere Schulen stehen seit vielen Jahren im Fokus unserer 
Investitionen, und das wird auch in Zukunft so bleiben. 
 
Sicherheit und Schutz der Bevölkerung sind Themen, die uns sehr am Herzen liegen. Der Bau eines 
neuen Feuerwehrzentrums ist ein bedeutender Schritt für die Einsatzfähigkeit unserer Hilfskräfte. 
Moderne Ausstattung, optimale Arbeitsbedingungen und gute Trainingsmöglichkeiten werden den 
Bürgerinnen und Bürgern noch mehr Sicherheit geben. Gleichzeitig sind es die vielen Ehrenamtlichen, 
die in Feuerwehren, THW, BRK und weiteren Organisationen zu jeder Zeit bereitstehen. Ihr 
Engagement verdient höchste Anerkennung. Ohne dieses Ehrenamt wäre vieles nicht möglich. 
 
Einen besonderen Einblick in die Arbeit des Landratsamts konnten wir beim Tag der offenen Tür 
geben. Viele Gäste nutzten die Gelegenheit, sich über unsere Aufgaben zu informieren, mit 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ins Gespräch zu kommen und die Vielfalt der Verwaltung 
kennenzulernen. Diese Resonanz hat uns gezeigt, wie wichtig Transparenz, Nähe und ein offener 
Austausch sind. 
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Klimaschutz bleibt ein Schwerpunkt unserer langfristigen Planung. Photovoltaikanlagen auf unseren 
Gebäuden, der Ausbau der E-Fahrzeugflotte und nachhaltige Heizsysteme sind Maßnahmen, die im 
Alltag spürbar werden. Wir arbeiten konsequent daran, unsere eigenen Gebäude bis 2030 
klimaneutral zu betreiben. Vieles wurde 2025 bereits umgesetzt, weiteres ist auf den Weg gebracht. 
Es zeigt sich, dass konsequenter Klimaschutz nicht nur ökologisch sinnvoll ist, sondern auch 
wirtschaftlich und organisatorisch machbar. 
 
All diese positiven Entwicklungen wären ohne das Mitwirken der Menschen in unserem Landkreis 
nicht denkbar. Sie engagieren sich in Vereinen, Institutionen, Initiativen oder im stillen Ehrenamt. Sie 
tragen dazu bei, dass der Landkreis Kitzingen ein Ort bleibt, an dem man sich wohlfühlen kann. Ein 
Ort, der zusammensteht und gemeinsam Lösungen findet. Ein Ort, der Zukunft gestalten möchte. 
 
Liebe Bürgerinnen und Bürger, 
 
ein Jahr voller positiver Impulse liegt hinter uns. Ein Jahr, das Mut macht und zeigt, was wir erreichen 
können, wenn wir gemeinsam handeln. 
 
Letztlich weiß niemand, was uns das nächste Jahr bringt. Ich kann Ihnen aber sagen, dass der 

Landkreis Kitzingen gut gerüstet ist für die Herausforderungen, die kommen.  Wir werden weiterhin 

für gute Rahmenbedingungen sorgen. Ihnen allen danke ich sehr herzlich für Ihr Vertrauen und Ihre 

Unterstützung.  

 
Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien ein frohes und gesegnetes Weihnachtsfest, erholsame 
Feiertage und einen guten Start in ein gesundes, glückliches und erfolgreiches Jahr 2026. 
 
Herzlichst 
 
Ihre Tamara Bischof 
Landrätin 
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62.3-6421.2-25-332 
 
Betreff: Vollzug der Wassergesetze und des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVPG) 
 
Betriebswasserversorgung des Wasserbeschaffungsverbandes Albertshofen – Beschränkte Erlaubnis 
für das Zutagefördern von Grundwasser aus den Brunnen auf den Grundstücken Flurnummern 10, 
2372/1, 2372/2, 275, 2414/4, 2371/1, 2397/1 der Gemarkung Albertshofen und 189 der Gemarkung 
Klosterforst, (Erschließungsanlagen, Mainleite - Brunnen 5, 6 und 7, sowie aus dem vorhandenen 
Sickerstrang, aus den Brunnen Rodenbach 1, 5 und 6 sowie aus dem Einzelbrunnen Birkensee zur 
Beregnung der drei Beregnungsgebiete Mainleite, Rodenbach und Klosterforst) 
Allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht nach dem Umweltverträglichkeits-
prüfungsgesetz  
 

 
Das Landratsamt Kitzingen gibt gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das 
zuletzt durch Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 25.11.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 282) geändert worden ist, 
bekannt: 
 
Der Wasserbeschaffungsverband Albertshofen hat beim Landratsamt Kitzingen eine wasserrechtliche 
Erlaubnis für die Entnahme von Grundwasser zur Bewässerung landwirtschaftlich/gärtnerisch 
genutzter Flächen beantragt. Im Wasserrechtsverfahren war im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung 
des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG und Nr. 13.3.2 der Anlage 1 
zum UVPG besteht. Die Vorprüfung des Landratsamtes Kitzingen hat ergeben, dass das genannte 
Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf, da es keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann. Zu dieser Entscheidung haben folgende Aspekte geführt: 
  

http://vm-srv-aumas/wasserrecht/VerwaltungsvorgaengeVWas_loadId.do;jsessionid=2114E4997522C4C45B80C666228BED98?action:VerwaltungsvorgaengeVWas_loadId=11878&sc=n5ZQT9z1asifibWK6k6zC
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1. Beschreibung des Vorhabens 

Der Wasserbeschaffungsverband Albertshofen betreibt neben der Trinkwasserversorgung auch 
die Brauchwasserversorgung der Gemeinde Albertshofen und der Gartenbaubetriebe. In der 
Gemeinde Albertshofen werden auf ca. 500 ha Gemüse und Obst auf Freiflächen und in 
Gewächshäusern angebaut. Um die Freilandflächen für den Garten- und Gemüseanbau nutzen 
zu können, wird vor allem in den Sommermonaten Brauchwasser zu Beregnungszwecken 
benötigt. Dieses wird aus den Brunnengalerien Mainleite und Rodenbach sowie aus dem 
Brunnen Birkensee gefördert. Da die bisherige wasserrechtliche Erlaubnis zum 31.12.2025 
abläuft, beantragt der Wasserbeschaffungsverband Albertshofen die Neuerteilung der 
Erlaubnis. 
 

2. Merkmale des Vorhabens 

Die beantragte Jahresentnahmemenge beträgt insgesamt 1,5 Mio. m3. Im Jahr 2022 wurde ein 
Bewässerungskonzept zur Neuordnung der Brauchwasserversorgung des 
Wasserbeschaffungsverbandes Albertshofen erstellt. Die Vorzugsvariante der Studie ist die 
Brauchwasserversorgung durch Entnahme von Uferfiltrat aus Brunnen und Sickerstrang. 
 

3. Standort des Vorhabens 

Die Wasserentnahme erfolgt aus den Brunnen 5, 6 und 7 sowie dem Sickerstrang der 
Brunnengalerie Mainleite, aus den Brunnen 1, 5 und 6 der Brunnengalerie Rodenbach sowie 
aus dem Brunnen Birkensee (Flur-Nrn. 10, 2372/1, 2372/2, 275, 2414/4, 2371/1, 2397/1 der 
Gemarkung Albertshofen und 189 der Gemarkung Klosterforst).  
Die Flächen liegen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet des Mains und fallen zum Teil in 
verschiedene naturschutzrechtliche Schutzgebiete wie Natura 2000 Gebiete und kartierte 
Biotope. Da aber keine Änderungen bzw. baulichen Maßnahmen vorgesehen sind, kommt es 
nicht zu Beeinträchtigungen dieser Gebiete. 
 

4. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

Eine Schädigung der Gewässer- und Landschaftsökologie, insbesondere von 
grundwasserabhängigen Ökosystemen, ist nicht zu erwarten. Der Umfang der genehmigten 
jährlichen Grundwasserentnahme bleibt unverändert. Es ist daher davon auszugehen, dass die 
Entnahmemenge durch das Grundwasserdargebot gedeckt ist.  
Auch auf die naturschutzrechtlich relevanten Schutzgüter sind keine negativen Auswirkungen 
zu erwarten. 

 
In keinem Fall kann hier von erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen ausgegangen werden. 
Somit besteht vorliegend keine UVP-Pflicht (vgl. § 7 Abs. 2 Satz 6 UVPG). 

 
 
Kitzingen, 11.12.2025 
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62.3-6323-25-205 
 
Vollzug der Wassergesetze; 

Antrag für das Einleiten von gereinigtem Abwasser aus der kommunalen Abwasseranlage sowie 

Einleiten von Mischwasser aus den Entlastungsanlagen der Gemeinde Nordheim a.Main in den Main; 

hier: Allgemeine Vorprüfung nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) für den 

Betrieb der kommunalen Abwasseranlage 

 

 

Das Landratsamt Kitzingen gibt gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. S. 540), 

das durch Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 25.11.2025 (BGBl. I S. 282) geändert worden ist, bekannt: 

 
Die bestehende Abwasseranlage der Gemeinde Nordheim am Main hat eine Ausbaugröße von 

10.000 EW. Mit Unterlagen vom 28.07.2025 beantragt die Gemeinde Nordheim am Main für das 

Einleiten von gereinigtem Abwasser aus der bestehenden kommunalen Abwasseranlage sowie für das 

Einleiten von Mischwasser aus den bestehenden Entlastungsanlagen die gehobene Erlaubnis nach § 15 

Abs. 1 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). 

 

Nach Art. 69 Satz 3 des Bayer. Wassergesetzes (BayWG), § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. Ziffer 

13.1.2 der Anlage 1 zum UVPG hat das Landratsamt Kitzingen hinsichtlich des Betriebs der bestehenden 

kommunalen Abwasseranlage als zuständige Behörde unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum 

UVPG genannten Kriterien überschlägig zu prüfen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen haben kann, die bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. In 

diesem Fall wäre eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen. 

 

Schutzgebiete sind keine betroffen. Am bisherigen BSB-Wert der bestehenden kommunalen 

Abwasseranlage ändert sich nichts. Die Werte für den Parameter Phosphor werden durch die neue 

Fällmittelstation erheblich verbessert. Es sind nur positive Umweltauswirkungen durch die 

Optimierung der kommunalen Abwasseranlage zu erwarten. Die überschlägige Prüfung nach den 

Kriterien in Anlage 3 zum UVPG ergab, dass das geplante Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen zur Folge hat. 

 

Die allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG hat 

somit ergeben, dass für das o.g. Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

 
Kitzingen, den 09.12.2025 
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Teil II 
 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

 

321-9410.4-SchV6 
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Schulverbandes Mainbernheim-Rödelsee für das 
Haushaltsjahr 2026 
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Mainbernheim-Rödelsee hat in ihrer Sitzung 
vom 24.11.2025 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 beschlossen: 
 
 

I. 

Haushaltssatzung des Schulverbandes Mainbernheim-

Rödelsee 
für das Haushaltsjahr 2026 

 
 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes i.V.m. Art. 40 Abs. 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt 
der Schulverband Mainbernheim-Rödelsee folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt im VERWALTUNGSHAUSHALT 
in den Einnahmen und Ausgaben mit           645.775,00 € 
und 
im VERMÖGENSHAUSHALT 
in den Einnahmen und Ausgaben mit             18.000,00 € 
ab. 
 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
(1) Verwaltungsumlage 

1.  Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung 
von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2026 auf     354.000,00 €  
festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schul- 
verbandes umgelegt. 
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2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl  
nach dem Stand vom 01. Oktober 2025 auf 177 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf             2.000,00 €  
     festgesetzt.  

 
(2) Investitionsumlage 

1. Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt. 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf   30.000,00 €   festgesetzt. 
 

§ 6 

Abdeckungen von Mehrausgaben in einer Haushaltsstelle durch Minderung in einer anderen 
Haushaltsstelle werden genehmigt. 
 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft. 

 

Mainbernheim, den 10.12.2025   

 
 
 

II. 
Das Landratsamt Kitzingen hat mit Schreiben vom 02.12.2025, Az.: 321-9410.4-SchV6, die 
Haushaltssatzung rechtsaufsichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmigungspflichtigen 
Bestandteile. 
 

III. 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Landkreis Kitzingen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung im Rathaus Mainbernheim, Rathausplatz 1, innerhalb der allgemeinen 
Geschäftsstunden zur öffentlichen Einsichtnahme auf. 
 
 
Kitzingen, 10.12.2025 
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Haushaltssatzung des Zweckverbandes Verkehrsverbund Großraum Nürnberg für das Haushaltsjahr 
2026; Hinweis auf die Bekanntmachung im Mittelfränkischen Amtsblatt 
 
 
Die Haushaltssatzung des Zweckverbandes Verkehrsverbund Großraum Nürnberg für das 
Haushaltsjahr 2026 wurde im Mittelfränkischen Amtsblatt Nr. 12 am 15. Dezember 2025, S. 207 
amtlich bekannt gemacht. 
 
Sie liegt samt ihren Anlagen in der Zeit ab dem Tag nach der amtlichen Bekanntmachung bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung bei der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes Verkehrsverbund Großraum Nürnberg bei der Stadt Nürnberg, Direktorium 
Bürgerservice, Digitales und Recht, Plobenhofstraße 1-9, 90403 Nürnberg während der allgemeinen 
Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht auf. 
 


